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es soll nun inhaltlich unterfüttert werden. 
Einigen werden im Entwurf zu viele Fragen 
gestellt und zu wenige Antworten gege-
ben. Das Programm macht uns für die 
Menschen erkennbar und greifbar, dafür 
brauchen wir es. Es dient zur internen 
Verständigung, aber auch zur Rückkopp-
lung mit gesellschaftlichen Akteuren. Die 
Debatte darf keine geschlossene Veran-
staltung sein. Sie ist nicht Selbstzweck und 
nicht Selbstbeschäftigung – wir sollten sie 
als Chance begreifen, um gemeinsam mit 
gesellschaftlichen Akteuren zu diskutieren. 
Für einige liest sich der Entwurf noch zu 
stark wie ein Wahlprogramm. Zu konkret – 
es wirft keine Vision auf! Andere meinen, 
dass das Programm eine Vision aufwirft in 
einer Zeit, in der alle anderen sagen, es 
gibt keine Alternativen. Die Debatte ver-
läuft kontroverser als gedacht. DIE LINKE 
befindet sich am Anfang eines Prozesses. 
Ich werbe hier für eine gründliche, ehrliche 
und offene Debatte um die Grundsätze 
unserer Politik und wie wir uns zukünftig 
Gesellschaft vorstellen.

„Je stärker die eigene Identität und 
Programmatik ausgeprägt ist, umso selbst-
bewusster lässt sich auch über mögliche 
alternative Regierungsprojekte reden. Auf 
Knien lässt sich der Neoliberalismus zwar 
bejammern, bekämpfen dagegen nicht“, 
so Erhard Crome von der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung zum Programmentwurf der 
LINKEN. Wofür steht die LINKE und wie 
stellt sie sich gegenwärtige sowie zukünf-
tige Gesellschaft vor? Fragen, die seit 
Gründung an eine Partei gestellt wurden, 
die erst im Parteienspektrum Fuß fassen 
musste, bevor sie sich den Strapazen einer 
Programmdebatte widmen wollte. Das 
Erste ist geschafft – der breiten Debatte 
um ein Programm, das wir im Herbst 2011 
beschießen wollen, widmen wir uns jetzt. 

Es wird begrüßt, dass ein Program-
mentwurf vorliegt. Es ist gut, dass er da 
ist, nun können wir am Entwurf arbeiten. 
Tagesaktuelle Probleme und Programm-
fragen zu trennen wird schwierig. Begriffe 
müssen konkretisiert, Fragen zugespitzt 
und konkrete Antworten gegeben werden. 
Vieles ist im Programm nur angeschnitten, 

arme Familien treffen. Während Hartz IV-
Empfänger auf 23 Prozent des Elterngeldes 
verzichten sollen, müssen die Spitzenverdie-
ner nach Schröders Vorschlägen mit ledig-
lich vier Prozent weniger auskommen. Sie 
spart damit 200 Millionen hauptsächlich bei 
den armen Familien. Das ist keine Politik ge-
gen Kinderarmut sondern eine, die die Kluft 
zwischen armen und reichen Familien in 
Deutschland nur noch vertieft. Frau Schrö-
der muss endlich anfangen, Politik für alle 
Familien zu machen und mit ihrer Klientel-
politik aufhören.

Aktion einer 5. Klasse aus 
Berlin, die sich für die 
Aufnahme von Kinder-
rechten ins Grundgesetz 
stark macht

Bundesministerin Schröder feiert es als 
Erfolg, dass seit zehn Jahren konstant jedes 
fünfte Kind in Deutschland in Armut lebt. 
Dies ist ein Armutszeugnis für die Bundes-
regierung, die den Kampf gegen Kinder-
armut längst aufgegeben hat. Frau Schrö-
ders Blick für Armutsfragen scheint mehr 
als getrübt. Sie lobt das Kindergeld, da es 
Armut vermeide. Dabei sollte sie wissen, 
dass die Kindergelderhöhungen der letzten 
Jahre mitnichten bei Hartz IV-Empfängern 
oder Geringverdienern ankamen. Sie bietet 
Kürzungen des Elterngeldes an, die gezielt 

Regierung feiert Kinderarmut
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branche zeigt sich Schwarz-Gelb einmal mehr 
als Mindestlohn-Verhinderungskoalition. Das 
unsägliche Hick-Hack um jeden einzelnen Bran-
chenmindestlohn wird erst dann ein Ende ha-
ben, wenn in Deutschland ein flächendecken-
der gesetzlicher Mindestlohn eingeführt ist. Mit 
einem Mindestlohn von 8,50, wie ihn der DGB 
jetzt fordert, wäre in einem ersten Schritt schon 
vielen Menschen geholfen. Er sollte jedoch 
schnell angehoben werden. DIE LINKE fordert 
eine gesetzliche Lohnuntergrenze von 10 Euro, 
denn nur so kann ein Einkommen oberhalb der 
Armutsschwelle sichergestellt werden.

DIE LINKE im Bundestag begrüßt den Be-
schluss des DGB-Bundeskongresses für einen 
gesetzlichen Mindestlohn von 8,50 Euro. Es ist 
höchste Zeit für die Einführung. Das hat in Eu-
ropa fast jeder begriffen. Nur in Deutschland 
mauert die schwarz-gelbe Koalition mit tatkräf-
tiger Unterstützung der Arbeitgeberverbände. 
Zwar wurden die 21 europäischen Länder mit 
einer reduzierten  Mehrwertsteuer für Hotels 
thematisiert, aber dass es in Europa 25 Län-
der mit einem gesetzlichen Mindestlohn gibt, 
das wird lieber verschwiegen. In der aktuellen 
Debatte über einen Mindestlohn für die Pflege-

Existenzminimum ist keine Verhandlungsmasse!

Gelb einmal mehr als Mindestlohn-Verhinde-
rungskoalition. Das unsägliche Hick-Hack um 
jeden einzelnen Branchenmindestlohn wird 
erst dann ein Ende haben, wenn in Deutsch-
land ein flächendeckender gesetzlicher Min-
destlohn eingeführt ist. Mit einem Mindestlohn 
von 8,50, wie ihn der DGB jetzt fordert, wäre 
in einem ersten Schritt schon vielen Menschen 
geholfen. Er sollte jedoch schnell angehoben 
werden. DIE LINKE fordert eine gesetzliche 
Lohnuntergrenze von 10 Euro, denn nur so 
kann ein Einkommen oberhalb der Armuts-
schwelle sichergestellt werden.

DIE LINKE im Bundestag begrüßt den Be-
schluss des DGB-Bundeskongresses für einen 
gesetzlichen Mindestlohn von 8,50 Euro. Es 
ist höchste Zeit für die Einführung. Das hat in 
Europa fast jeder begriffen. Nur in Deutsch-
land mauert die schwarz-gelbe Koalition mit 
tatkräftiger Unterstützung der Arbeitgeber-
verbände. Zwar wurden die 21 europäischen 
Länder mit einer reduzierten  Mehrwertsteuer 
für Hotels thematisiert, aber dass es in Europa 
25 Länder mit einem gesetzlichen Mindestlohn 
gibt, das wird lieber verschwiegen.

In der aktuellen Debatte über einen Mindest-
lohn für die Pflegebranche zeigt sich Schwarz-

Schluss mit der Blockade des gesetzlichen Mindestlohns


